
RICHTLINIE 2001/17/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES

vom 19. März 2001

über die Sanierung und Liquidation von Versicherungsunternehmen

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER
EUROPÄISCHEN UNION �

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaften, insbesondere auf Artikel 47 Absatz 2 und
Artikel 55,

auf Vorschlag der Kommission (1),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses (2),

gemäß dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags (3),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Erste Richtlinie 73/239/EWG des Rates vom 24. Juli
1973 zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften betreffend die Aufnahme und Ausübung
der Tätigkeit der Direktversicherung (mit Ausnahme der
Lebensversicherung) (4), ergänzt durch die Richtlinie
92/49/EWG (5), und die Erste Richtlinie 79/267/EWG
des Rates vom 5. März 1979 zur Koordinierung der
Rechts- und Verwaltungsvorschriften betreffend die Auf-
nahme und Ausübung der Tätigkeit der Direktversiche-
rung (Lebensversicherung) (6), ergänzt durch die Richt-
linie 92/96/EWG (7), sehen eine einzige Zulassung vor,
die einem Versicherungsunternehmen von der Aufsichts-

behörde seines Herkunftsmitgliedstaats erteilt wird. Auf-
grund dieser einzigen Zulassung darf ein Versicherungs-
unternehmen seine Tätigkeit in der Gemeinschaft über
Zweigniederlassungen oder im freien Dienstleistungsver-
kehr ausüben, ohne dass es einer weiteren Zulassung
durch den Aufnahmemitgliedstaat bedarf, wobei das
Versicherungsunternehmen ausschließlich der Aufsicht
durch die Aufsichtsbehörden des Herkunftsmitgliedstaats
unterliegt.

(2) Die Richtlinien im Versicherungsbereich, die eine einzige
gemeinschaftsweite Zulassung für Versicherungsunter-
nehmen vorsehen, enthalten keine Vorschriften für eine
Koordinierung im Falle eines Liquidationsverfahrens.
Versicherungsunternehmen sind ebenso wie andere
Finanzinstitute ausdrücklich aus dem Anwendungs-
bereich der Verordnung (EG) Nr. 1346/2000 des Rates
vom 29. Mai 2000 über Insolvenzverfahren (8) aus-
genommen. Es liegt im Interesse sowohl des ordnungs-
gemäßen Funktionierens des Binnenmarktes als auch des
Gläubigerschutzes, dass auf Gemeinschaftsebene koor-
dinierte Vorschriften für die Liquidation von Versiche-
rungsunternehmen erlassen werden.

(3) Es sollten auch Koordinierungsvorschriften erlassen wer-
den, um sicherzustellen, dass Sanierungsmaßnahmen,
die von der zuständigen Behörde eines Mitgliedstaates
angeordnet werden, um die finanzielle Stabilität eines
Versicherungsunternehmens zu sichern oder wiederher-
zustellen und, wenn möglich, eine Liquidation zu ver-
hindern, gemeinschaftsweit uneingeschränkt wirksam
sind. Sanierungsmaßnahmen im Sinne dieser Richtlinie
sind Maßnahmen, die bestehende Rechte von Parteien
mit Ausnahme des Versicherungsunternehmens selbst
beeinträchtigen. Die Maßnahmen gemäß Artikel 20 der
Richtlinie 73/239/EWG und Artikel 24 der Richtlinie
79/267/EWG sollten in den Anwendungsbereich dieser
Richtlinie fallen, sofern sie die in der Definition des
Begriffs �Sanierungsmaßnahmen� genannten Vorausset-
zungen erfüllen.

(4) Diese Richtlinie hat einen gemeinschaftsweiten Geltungs-
bereich, der sich auf Versicherungsunternehmen im
Sinne der Richtlinien 73/239/EWG und 79/267/EWG
mit Sitz in der Gemeinschaft, Gemeinschaftszweignieder-
lassungen eines Versicherungsunternehmens mit Sitz in
einem Drittland und in der Gemeinschaft ansässige
Gläubiger erstreckt. Diese Richtlinie sollte nicht die Wir-
kungen von Sanierungsmaßnahmen und Liquidations-
verfahren in Bezug auf Drittländer regeln.

(1) ABl. C 71 vom 19.3.1987, S. 5, und
ABl. C 253 vom 6.10.1989, S. 3.

(2) ABl. C 319 vom 30.11.1987, S. 10.
(3) Stellungnahme des Europäischen Parlaments vom 15. März 1989

(ABl. C 96 vom 17.4.1989, S. 99), bestätigt am 27. Oktober 1999,
Gemeinsamer Standpunkt des Rates vom 9. Oktober 2000 (ABl. C
344 vom 1.12.2000, S. 23) und Beschluss des Europäischen Par-
laments vom 15. Februar 2001.

(4) ABl. L 228 vom 16.8.1973, S. 3. Zuletzt geändert durch die Richt-
linie 95/26/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L
168 vom 18.7.1995, S. 7).

(5) Richtlinie 92/49/EWG des Rates vom 18. Juni 1992 zur Koordinie-
rung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die Direktver-
sicherung (mit Ausnahme der Lebensversicherung) sowie zur Ände-
rung der Richtlinien 73/239/EWG und 88/357/EWG (Dritte Richt-
linie Schadenversicherung) (ABl. L 228 vom 11.8.1992, S. 1).

(6) ABl. L 63 vom 13.3.1979, S. 1. Zuletzt geändert durch die Richt-
linie 95/26/EG.

(7) Richtlinie 92/96/EWG des Rates vom 10. November 1992 zur
Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die
Direktversicherung (Lebensversicherung) sowie zur Änderung der
Richtlinien 79/267/EWG und 90/619/EWG (Dritte Richtlinie
Lebensversicherung) (ABl. L 360 vom 9.12.1992, S. 1). (8) ABl. L 160 vom 30.6.2000, S. 1.
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(5) Diese Richtlinie sollte Liquidationsverfahren betreffen,
unabhängig davon, ob das betreffende Verfahren infolge
Zahlungsunfähigkeit eröffnet wurde, und unabhängig
davon, ob es freiwillig oder zwangsweise eingeleitet wor-
den ist. Sie sollte gemäß Artikel 9 für Gesamtverfahren
im Sinne des Rechts des Herkunftsmitgliedstaats gelten,
bei denen das Vermögen eines Versicherungsunterneh-
mens verwertet und der Erlös verteilt wird. Liquidations-
verfahren, die nicht infolge Zahlungsunfähigkeit eröffnet
werden, in denen jedoch Versicherungsforderungen
Anspruch auf bevorrechtigte Befriedigung gemäß Artikel
10 haben, sollten ebenfalls in den Geltungsbereich dieser
Richtlinie fallen. Forderungen von Arbeitnehmern eines
Versicherungsunternehmens aufgrund eines Arbeitsver-
trags bzw. Arbeitsverhältnisses sollten auf ein nationales
Lohnsicherungssystem übergehen können. Solche über-
gegangenen Forderungen sollten im Einklang mit den
Grundsätzen dieser Richtlinie nach dem Recht des Her-
kunftsmitgliedstaats (lex concursus) behandelt werden.
Diese Richtlinie sollte für die verschiedenen Fälle von
Liquidationsverfahren gelten, soweit dies jeweils in
Betracht kommt.

(6) Die Anordnung von Sanierungsmaßnahmen schließt die
Eröffnung eines Liquidationsverfahrens nicht aus. Ein
Liquidationsverfahren kann eröffnet werden, ohne dass
bzw. nachdem Sanierungsmaßnahmen beschlossen wur-
den; es kann durch einen Vergleich oder durch eine ähn-
liche Maßnahme, einschließlich Sanierungsmaßnahmen,
abgeschlossen werden.

(7) Im Einklang mit den Grundsätzen der Insolvenzverfah-
ren sollte die Definition des Begriffs �Zweigniederlas-
sung� berücksichtigen, dass nur das Versicherungsunter-
nehmen Rechtspersönlichkeit hat. Die Frage, wie im
Falle der Liquidation des Versicherungsunternehmens
das Vermögen und die Verbindlichkeiten einer unabhän-
gigen Person zu behandeln sind, die befugt ist, auf
Dauer für das Versicherungsunternehmen als Bevoll-
mächtigter zu handeln, sollte nach dem Recht des Her-
kunftsmitgliedstaats entschieden werden.

(8) Es sollte zwischen den für Sanierungsmaßnahmen und
Liquidationsverfahren zuständigen Behörden und den
Versicherungsaufsichtsbehörden unterschieden werden.
Je nach dem Recht der Mitgliedstaaten kann es sich bei
den zuständigen Behörden um Behörden oder Gerichte
handeln. Diese Richtlinie beabsichtigt nicht die Harmo-
nisierung des einzelstaatlichen Rechts hinsichtlich der
Kompetenzverteilung zwischen diesen Behörden.

(9) Diese Richtlinie hat nicht zum Ziel, das einzelstaatliche
Recht in Bezug auf Sanierungsmaßnahmen und Liquida-
tionsverfahren zu harmonisieren; sie zielt vielmehr
darauf ab, die gegenseitige Anerkennung der von den
Mitgliedstaaten in Bezug auf Versicherungsunternehmen
erlassenen Sanierungsmaßnahmen und Liquidationsvor-
schriften sowie die notwendige Zusammenarbeit sicher-
zustellen. Diese gegenseitige Anerkennung wird in dieser
Richtlinie durch die Grundsätze der Einheit, der Univer-

salität, der Abstimmung, der Publizität, der Gleichbe-
handlung und des Schutzes der Versicherungsgläubiger
verwirklicht.

(10) Die zuständigen Behörden des Herkunftsmitgliedstaats
sollten als Einzige befugt sein, über Verfahren zur Liqui-
dation eines Versicherungsunternehmens zu entscheiden
(Einheitsgrundsatz). Ein solches Verfahren sollte seine
Wirkung in der gesamten Gemeinschaft entfalten und
von allen anderen Mitgliedstaaten anerkannt werden. In
der Regel sollten alle Vermögenswerte und Verbindlich-
keiten des Versicherungsunternehmens in das Liquidati-
onsverfahren einbezogen werden (Universalitätsgrund-
satz).

(11) Das Recht des Herkunftsmitgliedstaats sollte maßgebend
sein für die Entscheidung zur Liquidation eines Versiche-
rungsunternehmens, das Liquidationsverfahren selbst
und seine materiell- und verfahrensrechtlichen Wirkun-
gen auf die betroffenen Personen und rechtlichen Bezie-
hungen, sofern diese Richtlinie nichts anderes bestimmt.
Das Recht des Herkunftsmitgliedstaats sollte daher
grundsätzlich regeln, welches die Voraussetzungen für
die Eröffnung, Durchführung und Beendigung eines
Liquidationsverfahrens sind. Um die Anwendung dieser
Richtlinie zu erleichtern, sollte sie eine nicht erschöp-
fende Aufzählung der wichtigsten Bereiche enthalten,
für die generell das Recht des Herkunftsmitgliedstaats
maßgebend ist.

(12) Die Aufsichtsbehörden des Herkunftsmitgliedstaats und
aller anderen Mitgliedstaaten sollten unverzüglich von
der Eröffnung des Liquidationsverfahrens unterrichtet
werden (Abstimmungsgrundsatz).

(13) Es ist äußerst wichtig, dass Forderungen, die Versicher-
ten, Versicherungsnehmern, Begünstigten und geschädig-
ten Dritten, die einen Direktanspruch gegen das Ver-
sicherungsunternehmen haben, aufgrund von Versiche-
rungsgeschäften zustehen, im Liquidationsverfahren
geschützt sind. Dieser Schutz sollte sich nicht auf Forde-
rungen erstrecken, die nicht aufgrund von Verpflichtun-
gen aus Versicherungsverträgen oder sonstigen Versiche-
rungsgeschäften bestehen, sondern aufgrund der zivil-
rechtlichen Haftung, die ein Bevollmächtigter im Zuge
der Vertragsverhandlungen ausgelöst hat, ohne nach
dem für den Versicherungsvertrag oder das sonstige Ver-
sicherungsgeschäft maßgebenden Recht aufgrund des
betreffenden Vertrags oder Geschäfts dafür selbst einste-
hen zu müssen. Um dies zu erreichen, sollten die Mit-
gliedstaaten die besondere Behandlung von Versiche-
rungsgläubigern wahlweise nach einer der beiden in die-
ser Richtlinie vorgesehenen Methoden sicherstellen. Die
Mitgliedstaaten können den Versicherungsforderungen
entweder ein absolutes Vorrecht auf Befriedigung aus
den Vermögenswerten zur Deckung der versicherungs-
technischen Rückstellungen oder ein Rangvorrecht auf
Befriedigung aus dem gesamten Unternehmensvermögen
einräumen, dem nur Lohn- und Gehaltsforderungen,
Forderungen der Sozialversicherung, Steuerforderungen
und dinglich gesicherte Forderungen vorgehen dürfen.
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Keine der beiden in dieser Richtlinie vorgesehenen
Methoden hindert einen Mitgliedstaat daran, einen Rang-
unterschied zwischen verschiedenen Kategorien von Ver-
sicherungsforderungen vorzusehen.

(14) Diese Richtlinie sollte ein angemessenes Gleichgewicht
zwischen dem Schutz der Versicherungsgläubiger und
dem Schutz anderer gemäß dem Recht der Mitgliedstaa-
ten bevorrechtigter Gläubiger sicherstellen und nicht die
verschiedenen Systeme von Gläubigervorrechten in den
Mitgliedstaaten harmonisieren.

(15) Die beiden zur Wahl stehenden Methoden für die
Behandlung von Versicherungsforderungen werden als
im wesentlichen gleichwertig betrachtet. Durch die erste
Methode wird die Verwendung der Vermögenswerte zur
Deckung der versicherungstechnischen Rückstellungen
zur Befriedigung der Versicherungsforderungen sicher-
gestellt, durch die zweite wird den Versicherungsforde-
rungen vorrangige Befriedigung vor anderen Gläubigern
nicht nur aus den Vermögenswerten zur Deckung der
versicherungstechnischen Rückstellungen, sondern aus
dem gesamten Unternehmensvermögen eingeräumt.

(16) Die Mitgliedstaaten, die sich aus Gründen des Schutzes
der Versicherungsgläubiger für die Methode entschieden
haben, bei der Versicherungsforderungen ein absolutes
Vorrecht auf Befriedigung aus den Vermögenswerten
zur Deckung der versicherungstechnischen Rückstellun-
gen eingeräumt wird, müssen ihren Versicherungsunter-
nehmen die Erstellung und regelmäßige Aktualisierung
eines besonderen Verzeichnisses dieser Vermögenswerte
vorschreiben. Ein solches Register ist ein sinnvolles Mit-
tel, um die Vermögenswerte auszuweisen, die zur Befrie-
digung derartiger Forderungen herangezogen werden.

(17) Um die Gleichwertigkeit der beiden Methoden der
Behandlung von Versicherungsforderungen zu verstär-
ken, sollte diese Richtlinie die Mitgliedstaaten, die die
Methode nach Artikel 10 Absatz 1 Buchstabe b anwen-
den, verpflichten, jedem Versicherungsunternehmen vor-
zuschreiben, dass die Forderungen, die nach dieser
Methode Vorrang vor Versicherungsforderungen haben
können und von dem Versicherungsunternehmen ver-
bucht wurden, jederzeit und unabhängig von einem
etwaigen Liquidationsverfahren durch Vermögenswerte
gedeckt sein müssen, die gemäß den geltenden Versiche-
rungsrichtlinien zur Deckung der versicherungstech-
nischen Rückstellungen verwendet werden können.

(18) Der Herkunftsmitgliedstaat sollte vorsehen können, dass
die Behandlung von Versicherungsforderungen gemäß
dieser Richtlinie nicht für Forderungen eines in dem
Herkunftsmitgliedstaat errichteten Sicherungssystems
gilt, das in die Rechte der Versicherungsgläubiger einge-
treten ist.

(19) Die Eröffnung eines Liquidationsverfahrens sollte den
Widerruf der Zulassung des Versicherungsunternehmens
zur Geschäftstätigkeit zur Folge haben, sofern die Zulas-
sung nicht bereits zuvor widerrufen wurde.

(20) Eine Entscheidung zur Eröffnung eines Liquidationsver-
fahrens, das gemäß dem Universalitätsgrundsatz in der
gesamten Gemeinschaft Wirkung entfalten kann, sollte
innerhalb der Gemeinschaft angemessen bekannt
gemacht werden. Zum Schutze der Betroffenen sollte die
Entscheidung entsprechend den Bestimmungen des Her-
kunftsmitgliedstaats sowie durch Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften und außerdem
in jeder anderen Form, die die Aufsichtsbehörden der
Mitgliedstaaten für ihr jeweiliges Hoheitsgebiet festlegen,
öffentlich bekannt gemacht werden. Zusätzlich zu der
öffentlichen Bekanntmachung der Entscheidung sollten
in der Gemeinschaft ansässige bekannte Gläubiger ein-
zeln von der Entscheidung unterrichtet werden; diese
Unterrichtung sollte zumindest die in dieser Richtlinie
genannten Angaben enthalten. Die Liquidatoren sollten
ferner die Gläubiger regelmäßig über den Fortgang der
Liquidation unterrichten.

(21) Die Gläubiger sollten das Recht haben, in einem Liqui-
dationsverfahren ihre Forderungen anzumelden oder
schriftlich zu erläutern. Forderungen von Gläubigern,
die in anderen Mitgliedstaaten als dem Herkunftsmit-
gliedstaat ansässig sind, sollten ohne Unterschied nach
Staatsangehörigkeit oder Wohnsitz genauso behandelt
werden wie gleichwertige Forderungen von Gläubigern
des Herkunftsmitgliedstaats (Gleichbehandlungsgrund-
satz).

(22) Nach dieser Richtlinie sollten auf Sanierungsmaßnah-
men, die von einer zuständigen Behörde eines Mitglied-
staats angeordnet werden, Grundsätze Anwendung fin-
den, die denen für Liquidationsverfahren entsprechen.
Eine öffentliche Bekanntmachung derartiger Sanierungs-
maßnahmen sollte nur dann erfolgen, wenn andere
Beteiligte als das Versicherungsunternehmen selbst im
Herkunftsmitgliedstaat Rechtsbehelfe dagegen einlegen
können. Wenn durch die Sanierungsmaßnahmen aus-
schließlich die Rechte von Anteilseignern, Mitgliedern
oder Arbeitnehmern des Versicherungsunternehmens in
einer dieser Eigenschaften beeinträchtigt werden, sollte
die Art und Weise, in der die betroffenen Parteien im
Einklang mit den einschlägigen Rechtsvorschriften unter-
richtet werden, von den zuständigen Behörden festgelegt
werden.

(23) Diese Richtlinie sieht koordinierte Regeln vor, anhand
deren entschieden wird, welches Recht auf Sanierungs-
maßnahmen und Verfahren zur Liquidation eines Ver-
sicherungsunternehmens Anwendung findet. Diese
Richtlinie legt keine Regeln des internationalen Privat-
rechts fest, anhand deren entschieden wird, welches
Recht auf Verträge und sonstige Rechtsbeziehungen
Anwendung findet. Diese Richtlinie regelt insbesondere
nicht, welche Vorschriften für das Bestehen des Vertrags,
die Rechte und Pflichten der Parteien und die Feststel-
lung der Schulden maßgeblich sind.

(24) Um den Vertrauensschutz und die Rechtssicherheit in
Bezug auf bestimmte Transaktionen in anderen Mitglied-
staaten als dem Herkunftsmitgliedstaat sicherzustellen,
sollten einige Ausnahmen von der allgemeinen Regel
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dieser Richtlinie vorgesehen werden, der zufolge das
Recht des Herkunftsmitgliedstaats für die Sanierungs-
maßnahmen und die Liquidationsverfahren maßgeblich
ist. Diese Ausnahmen betreffen die Wirkungen solcher
Sanierungsmaßnahmen und Liquidationsverfahren auf
bestimmte Verträge und Rechte, die dinglichen Rechte
Dritter, Eigentumsvorbehalte, Aufrechnungen, geregelte
Märkte, benachteiligende Rechtshandlungen, Dritterwer-
ber und anhängige Rechtsstreitigkeiten.

(25) Die Ausnahme nach Artikel 19 betreffend die Wirkun-
gen von Sanierungsmaßnahmen oder Liquidationsver-
fahren auf bestimmte Verträge und Rechte sollte sich
auf die dort aufgeführten Wirkungen beschränken und
nicht für andere Aspekte der Sanierungsmaßnahmen
oder des Liquidationsverfahrens gelten wie die Anmel-
dung, Prüfung und Feststellung der Forderungen im
Zusammenhang mit diesen Verträgen und Rechten und
die Festlegung ihrer Rangfolge; für diese sollte das Recht
des Herkunftsmitgliedstaats maßgeblich sein.

(26) Für die Wirkungen der Sanierungsmaßnahmen oder des
Liquidationsverfahrens auf einen anhängigen Rechtsstreit
über einen Vermögensgegenstand oder ein Recht des
Versicherungsunternehmens, der/das unter Vermögens-
beschlag steht, sollte ausnahmsweise nicht das Recht des
Herkunftsmitgliedstaats, sondern das Recht der Mitglied-
staaten maßgeblich sein, in denen der Rechtsstreit
anhängig ist. Für die Wirkungen der Maßnahmen oder
des Verfahrens auf Einzelvollstreckungsmaßnahmen im
Zusammenhang mit diesen Rechtsstreitigkeiten ist
gemäß der allgemeinen Regel dieser Richtlinie das Recht
des Herkunftsmitgliedstaats maßgeblich.

(27) Alle Personen, die im Rahmen der Unterrichtungsverfah-
ren dieser Richtlinie zur Entgegennahme oder Erteilung
von Informationen verpflichtet sind, sollten dem Berufs-
geheimnis in derselben Weise unterliegen, wie dies in
Artikel 16 der Richtlinie 92/49/EWG und in Artikel 15
der Richtlinie 92/96/EWG vorgesehen ist; hiervon aus-
genommen sind die Gerichte, für die das jeweilige ein-
zelstaatliche Recht gilt.

(28) Ausschließlich für die Zwecke der Anwendung dieser
Richtlinie auf Sanierungsmaßnahmen und Liquidations-
verfahren, die eine in einem Mitgliedstaat bestehende
Zweigniederlassung eines Versicherungsunternehmens
mit Sitz außerhalb der Gemeinschaft betreffen, sollte als
Herkunftsmitgliedstaat der Mitgliedstaat der Zweignie-
derlassung und als Aufsichtsbehörden bzw. zuständige
Behörden die Behörden dieses Mitgliedstaats definiert
werden.

(29) Wenn ein Versicherungsunternehmen mit Sitz außerhalb
der Gemeinschaft Zweigniederlassungen in mehr als
einem Mitgliedstaat hat, so sollte jede Zweigniederlas-
sung bei der Anwendung dieser Richtlinie als unabhän-
giges Unternehmen behandelt werden. Die zuständigen
Behörden und die Aufsichtsbehörden sowie die Verwal-
ter und Liquidatoren sollten sich in diesem Fall um eine
Abstimmung ihres Vorgehens bemühen �

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

TITEL I

ANWENDUNGSBEREICH UND BEGRIFFSBESTIMMUNGEN

Artikel 1

Anwendungsbereich

(1) Diese Richtlinie findet Anwendung auf Sanierungsmaß-
nahmen und Liquidationsverfahren betreffend Versicherungs-
unternehmen.

(2) Diese Richtlinie findet nach Maßgabe des Artikels 30
auch Anwendung auf Sanierungsmaßnahmen und Liquidations-
verfahren, die Gemeinschaftszweigniederlassungen eines Ver-
sicherungsunternehmens mit Sitz außerhalb der Gemeinschaft
betreffen.

Artikel 2

Begriffsbestimmungen

Für die Zwecke dieser Richtlinie gelten folgende Begriffsbestim-
mungen:

a) �Versicherungsunternehmen� ist ein Unternehmen, dem
eine behördliche Zulassung gemäß Artikel 6 der Richtlinie
73/239/EWG oder Artikel 6 der Richtlinie 79/267/EWG
erteilt worden ist.

b) �Zweigniederlassung� ist jede ständige Präsenz eines Ver-
sicherungsunternehmens im Gebiet eines anderen Mitglied-
staats als des Herkunftsmitgliedstaats, die den Betrieb von
Versicherungsgeschäften zum Gegenstand hat.

c) �Sanierungsmaßnahmen� sind alle Maßnahmen, die das
Tätigwerden einer Behörde oder eines Gerichts mit dem
Ziel beinhalten, die finanzielle Lage eines Versicherungs-
unternehmens zu sichern oder wiederherzustellen und die
die bestehenden Rechte anderer Beteiligter als des Versiche-
rungsunternehmens selbst beeinträchtigen; dazu zählen
unter anderem auch Maßnahmen, die die Aussetzung der
Zahlungen, die Aussetzung der Vollstreckungsmaßnahmen
oder eine Kürzung der Forderungen erlauben.

d) �Liquidationsverfahren� sind Gesamtverfahren, bei denen
das Vermögen eines Versicherungsunternehmens verwertet
und der Erlös in angemessener Weise unter den Gläubi-
gern, Anteilseignern oder Mitgliedern verteilt wird, wozu in
jedem Fall das Tätigwerden einer Behörde oder eines
Gerichts eines Mitgliedstaates erforderlich ist; dazu zählen
auch Gesamtverfahren, die durch einen Vergleich oder eine
ähnliche Maßnahme abgeschlossen werden; es ist unerheb-
lich, ob die Verfahren infolge Zahlungsunfähigkeit eröffnet
werden oder nicht oder ob sie freiwillig oder zwangsweise
eingeleitet werden.
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e) �Herkunftsmitgliedstaat� ist der Mitgliedstaat, in dem ein
Versicherungsunternehmen gemäß Artikel 6 der Richtlinie
73/239/EWG oder Artikel 6 der Richtlinie 79/267/EWG
zugelassen wurde.

f) �Aufnahmemitgliedstaat� ist jeder andere Mitgliedstaat als
der Herkunftsmitgliedstaat, in dem ein Versicherungsunter-
nehmen eine Zweigniederlassung hat.

g) �Zuständige Behörden� sind die Behörden oder Gerichte
der Mitgliedstaaten, die für Sanierungsmaßnahmen oder
Liquidationsverfahren zuständig sind.

h) �Aufsichtsbehörden� sind die zuständigen Behörden im
Sinne von Artikel 1 Buchstabe k der Richtlinie 92/49/EWG
und Artikel 1 Buchstabe l der Richtlinie 92/96/EWG.

i) �Verwalter� ist jede Person oder Stelle, die von den zustän-
digen Behörden zur Durchführung von Sanierungsmaßnah-
men bestellt wird.

j) �Liquidator� ist jede Person oder Stelle, die von den zustän-
digen Behörden oder gegebenenfalls von den Leitungsorga-
nen eines Versicherungsunternehmens zur Abwicklung
eines Liquidationsverfahrens bestellt wird.

k) �Versicherungsforderung� ist jeder Betrag, den ein Versiche-
rungsunternehmen Versicherten, Versicherungsnehmern,
Begünstigten oder geschädigten Dritten, die einen Direkt-
anspruch gegen das Versicherungsunternehmen haben, auf-
grund eines Versicherungsvertrags oder eines in Artikel 1
Absätze 2 und 3 der Richtlinie 79/267/EWG genannten
Geschäfts im Rahmen der Direktversicherung schuldet;
hierzu gehören auch für die genannten Personen zurück-
gestellte Beträge, wenn einzelne Elemente der Forderung
noch ungewiss sind. Prämien, die ein Versicherungsunter-
nehmen schuldet, weil ein derartiger Vertrag oder ein der-
artiges Geschäft im Einklang mit dem für diese Verträge
und Geschäfte maßgeblichen Recht vor der Eröffnung des
Liquidationsverfahrens nicht zustande gekommen ist oder
aufgehoben wurde, gelten ebenfalls als Versicherungsforde-
rungen.

TITEL II

SANIERUNGSMASSNAHMEN

Artikel 3

Anwendungsbereich

Dieser Titel findet Anwendung auf die Sanierungsmaßnahmen
im Sinne von Artikel 2 Buchstabe c.

Artikel 4

Entscheidung über Sanierungsmaßnahmen �
Maßgebliches Recht

(1) Die zuständigen Behörden des Herkunftsmitgliedstaats
sind als Einzige befugt, über Sanierungsmaßnahmen im
Zusammenhang mit einem Versicherungsunternehmen, ein-
schließlich seiner Zweigniederlassungen in anderen Mitglied-
staaten, zu entscheiden. Die Sanierungsmaßnahmen schließen
die Eröffnung eines Liquidationsverfahrens durch den Her-
kunftsmitgliedstaat nicht aus.

(2) Die Sanierungsmaßnahmen werden gemäß den im Her-
kunftsmitgliedstaat geltenden Rechtsvorschriften und Verfahren
durchgeführt, sofern in den Artikeln 19 bis 26 nichts anderes
bestimmt ist.

(3) Die Sanierungsmaßnahmen sind nach den Rechtsvor-
schriften des Herkunftsmitgliedstaats in der gesamten Gemein-
schaft ohne weitere Formalität uneingeschränkt wirksam, und
zwar auch gegenüber Dritten in anderen Mitgliedstaaten, selbst
wenn nach den Rechtsvorschriften dieser anderen Mitgliedstaa-
ten solche Maßnahmen nicht vorgesehen sind oder aber ihre
Durchführung von Voraussetzungen abhängig gemacht wird,
die nicht erfüllt sind.

(4) Die Sanierungsmaßnahmen sind in der gesamten
Gemeinschaft wirksam, sobald sie in dem Mitgliedstaat, in dem
sie getroffen wurden, wirksam sind.

Artikel 5

Unterrichtung der Aufsichtsbehörden

Die zuständigen Behörden des Herkunftsmitgliedstaats setzen
die Aufsichtsbehörden des Herkunftsmitgliedstaats unverzüg-
lich � möglichst vor Einleitung der betreffenden Maßnahme,
ansonsten unmittelbar danach � von ihrer Entscheidung,
Sanierungsmaßnahmen einzuleiten, in Kenntnis. Die Aufsichts-
behörden des Herkunftsmitgliedstaats unterrichten die Auf-
sichtsbehörden aller anderen Mitgliedstaaten unverzüglich von
der Entscheidung, Sanierungsmaßnahmen einzuleiten, sowie
den etwaigen konkreten Wirkungen dieser Maßnahmen.

Artikel 6

Öffentliche Bekanntmachung

(1) Können in dem Herkunftsmitgliedstaat Rechtsbehelfe
gegen eine Sanierungsmaßnahme eingelegt werden, so geben
die zuständigen Behörden des Herkunftsmitgliedstaats, der Ver-
walter oder jede andere im Herkunftsmitgliedstaat dazu
ermächtigte Person die Entscheidung betreffend eine Sanie-
rungsmaßnahme gemäß den Bekanntmachungsverfahren des
Herkunftsmitgliedstaats sowie außerdem durch raschestmögli-
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che Veröffentlichung eines Auszugs aus dem die Sanierungs-
maßnahme anordnenden Schriftstück im Amtsblatt der Europäi-
schen Gemeinschaften bekannt. Die Aufsichtsbehörden aller ande-
ren Mitgliedstaaten, die gemäß Artikel 5 von der Entscheidung
zur Einleitung einer Sanierungsmaßnahme unterrichtet worden
sind, können die Entscheidung in ihrem Hoheitsgebiet in der
Form, die sie für angezeigt halten, bekannt machen.

(2) In der Bekanntmachung nach Absatz 1 ist ferner anzu-
geben, welches die zuständige Behörde des Herkunftsmitglied-
staates ist, welches Recht gemäß Artikel 4 Absatz 2 maßgeb-
lich ist und welcher Verwalter gegebenenfalls bestellt wurde.
Die Bekanntmachung erfolgt in der Amtssprache oder in einer
der Amtssprachen des Mitgliedstaates, in dem sie veröffentlicht
wird.

(3) Die Sanierungsmaßnahmen finden unabhängig von den
Bestimmungen über die Bekanntmachung in den Absätzen 1
und 2 Anwendung und sind gegenüber den Gläubigern unein-
geschränkt wirksam, sofern die zuständigen Behörden des Her-
kunftsmitgliedstaats oder dessen Rechtsvorschriften nicht etwas
anderes bestimmen.

(4) Sofern das für die Sanierungsmaßnahmen maßgebende
Recht nichts anderes bestimmt, findet dieser Artikel keine
Anwendung, wenn durch die Sanierungsmaßnahmen aus-
schließlich die Rechte von Anteilseignern, Mitgliedern oder
Arbeitnehmern eines Versicherungsunternehmens in einer die-
ser Eigenschaften beeinträchtigt werden. Die Art und Weise, in
der die von solchen Sanierungsmaßnahmen betroffenen Par-
teien im Einklang mit den einschlägigen Rechtsvorschriften
unterrichtet werden, wird von den zuständigen Behörden fest-
gelegt.

Artikel 7

Unterrichtung der bekannten Gläubiger und Recht auf
Forderungsanmeldung

(1) Sehen die Rechtsvorschriften des Herkunftsmitgliedstaats
vor, dass eine Forderung angemeldet werden muss, um aner-
kannt zu werden, oder dass die Maßnahme den Gläubigern, die
ihren gewöhnlichen Aufenthalt, ihren Wohnsitz oder ihren Sitz
in diesem Staat haben, mitgeteilt werden muss, so werden von
den zuständigen Behörden des Herkunftsmitgliedstaats oder
dem Verwalter außerdem die bekannten Gläubiger, die ihren
gewöhnlichen Aufenthalt, ihren Wohnsitz oder ihren Sitz in
anderen Mitgliedstaaten haben, nach den in Artikel 15 und
Artikel 17 Absatz 1 vorgesehenen Modalitäten informiert.

(2) Steht den Gläubigern, die ihren gewöhnlichen Aufent-
halt, ihren Wohnsitz oder ihren Sitz im Herkunftsmitgliedstaat
haben, gemäß den Rechtsvorschriften dieses Staates das Recht
zu, ihre Forderungen anzumelden oder zu erläutern, so können
die Gläubiger, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt, ihren Wohn-
sitz oder ihren Sitz in anderen Mitgliedstaaten haben, das
Recht, ihre Forderungen anzumelden oder zu erläutern, nach
den in Artikel 16 und Artikel 17 Absatz 2 vorgesehenen
Modalitäten ebenfalls in Anspruch nehmen.

TITEL III

LIQUIDATIONSVERFAHREN

Artikel 8

Eröffnung eines Liquidationsverfahrens � Unterrichtung
der Aufsichtsbehörden

(1) Die zuständigen Behörden des Herkunftsmitgliedstaats
sind als Einzige befugt, über die Eröffnung eines Verfahrens
zur Liquidation eines Versicherungsunternehmens, einschließ-
lich seiner Zweigniederlassungen in anderen Mitgliedstaaten,
zu entscheiden. Diese Entscheidung kann ergehen, ohne dass
bzw. nachdem Sanierungsmaßnahmen beschlossen wurden.

(2) Eine nach dem Recht des Herkunftsmitgliedstaats ergan-
gene Entscheidung zur Eröffnung eines Verfahrens zur Liquida-
tion eines Versicherungsunternehmens einschließlich seiner
Zweigniederlassungen in anderen Mitgliedstaaten wird im
Hoheitsgebiet aller anderen Mitgliedstaaten ohne weitere For-
malität anerkannt und ist dort wirksam, sobald die Entschei-
dung in dem Mitgliedstaat, in dem das Verfahren eröffnet
wurde, wirksam wird.

(3) Die Aufsichtsbehörden des Herkunftsmitgliedstaats sind
unverzüglich � möglichst vor der Verfahrenseröffnung,
ansonsten unmittelbar danach � von der Entscheidung zur
Eröffnung des Liquidationsverfahrens in Kenntnis zu setzen.
Die Aufsichtsbehörden des Herkunftsmitgliedstaats unterrichten
die Aufsichtsbehörden aller anderen Mitgliedstaaten unverzüg-
lich von der Entscheidung zur Eröffnung des Liquidationsver-
fahrens sowie den etwaigen konkreten Wirkungen dieses Ver-
fahrens.

Artikel 9

Maßgebliches Recht

(1) Für die Entscheidung über die Eröffnung eines Verfah-
rens zur Liquidation eines Versicherungsunternehmens, das
Liquidationsverfahren und dessen Wirkungen sind die Rechts-
und Verwaltungsvorschriften des Herkunftsmitgliedstaats maß-
gebend, soweit in den Artikeln 19 bis 26 nicht etwas anderes
bestimmt ist.

(2) Das Recht des Herkunftsmitgliedstaats regelt insbe-
sondere,

a) welche Vermögenswerte zur Masse gehören und wie die
nach der Verfahrenseröffnung von dem Versicherungs-
unternehmen erworbenen Vermögenswerte zu behandeln
sind,

b) die jeweiligen Befugnisse des Versicherungsunternehmens
und des Liquidators,

c) die Voraussetzungen für die Wirksamkeit einer Aufrech-
nung,
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d) wie sich das Liquidationsverfahren auf laufende Verträge
des Versicherungsunternehmens auswirkt,

e) wie sich die Eröffnung eines Liquidationsverfahrens auf
Rechtsverfolgungsmaßnahmen einzelner Gläubiger aus-
wirkt; ausgenommen sind die Wirkungen auf anhängige
Rechtsstreitigkeiten gemäß Artikel 26,

f) welche Forderungen gegen das Vermögen des Versiche-
rungsunternehmens anzumelden sind und wie Forderungen
zu behandeln sind, die nach der Eröffnung des Liquidati-
onsverfahrens entstehen,

g) die Anmeldung, Prüfung und Feststellung der Forderungen,

h) die Verteilung des Erlöses aus der Verwertung der Ver-
mögenswerte, den Rang der Forderungen und die Rechte
der Gläubiger, die nach der Eröffnung des Liquidationsver-
fahrens aufgrund eines dinglichen Rechts oder infolge einer
Aufrechnung teilweise befriedigt wurden,

i) die Voraussetzungen und Wirkungen der Beendigung des
Insolvenzverfahrens, insbesondere durch Vergleich,

j) die Rechte der Gläubiger nach der Beendigung des Liquida-
tionsverfahrens,

k) wer die Kosten des Insolvenzverfahrens einschließlich der
Auslagen zu tragen hat;

l) welche Rechtshandlungen nichtig, anfechtbar oder relativ
unwirksam sind, weil sie die Gesamtheit der Gläubiger
benachteiligen.

Artikel 10

Behandlung von Versicherungsforderungen

(1) Die bevorrechtigte Behandlung von Versicherungsforde-
rungen gegenüber anderen Forderungen gegen das Versiche-
rungsunternehmen wird von den Mitgliedstaaten nach einer
der beiden oder den beiden nachstehenden Methoden sicher-
gestellt:

m) Versicherungsforderungen haben ein absolutes Vorrecht
auf Befriedigung aus den Vermögenswerten zur Deckung
der versicherungstechnischen Rückstellungen vor allen
anderen Forderungen gegen das Versicherungsunterneh-
men;

n) Versicherungsforderungen haben ein Vorrecht auf Befriedi-
gung aus dem gesamten Unternehmensvermögen vor allen
anderen Forderungen gegen das Versicherungsunterneh-
men; hiervon ausgenommen werden können nur

i) Forderungen von Arbeitnehmern aufgrund eines
Arbeitsvertrags bzw. eines Arbeitsverhältnisses,

ii) Steuerforderungen öffentlicher Körperschaften,

iii) Forderungen der Sozialversicherungsträger,

iv) dinglich gesicherte Forderungen in Bezug auf Ver-
mögensgegenstände.

(2) Unbeschadet des Absatzes 1 können die Mitgliedstaaten
vorsehen, dass die Auslagen des Liquidationsverfahrens im
Sinne ihrer innerstaatlichen Rechtsvorschriften ganz oder teil-
weise Vorrang vor den Versicherungsforderungen haben.

(3) Die Mitgliedstaaten, die sich für die Methode gemäß
Absatz 1 Buchstabe a entschieden haben, schreiben den Ver-
sicherungsunternehmen die Erstellung und regelmäßige Aktua-
lisierung eines besonderen Verzeichnisses vor, das gemäß den
Bestimmungen des Anhangs zu führen ist.

Artikel 11

Eintreten eines Sicherungssystems

Der Herkunftsmitgliedstaat kann vorsehen, dass Artikel 10
Absatz 1 nicht für Forderungen eines in diesem Mitgliedstaat
errichteten Sicherungssystems gilt, das in die Rechte der Ver-
sicherungsgläubiger eingetreten ist.

Artikel 12

Deckung bevorrechtigter Forderungen durch
Vermögenswerte

Abweichend von Artikel 18 der Richtlinie 73/239/EWG und
Artikel 21 der Richtlinie 79/267/EWG schreiben die Mitglied-
staaten, die die Methode nach Artikel 10 Absatz 1 Buchstabe b
der vorliegenden Richtlinie anwenden, jedem Versicherungs-
unternehmen vor, dass die Forderungen, die gemäß Artikel 10
Absatz 1 Buchstabe b Vorrang vor Versicherungsforderungen
haben können und von dem Versicherungsunternehmen ver-
bucht wurden, jederzeit und unabhängig von einem etwaigen
Liquidationsverfahren durch in Artikel 21 der Richtlinie
92/49/EWG und Artikel 21 der Richtlinie 92/96/EWG
genannte Vermögenswerte gedeckt sein müssen.

Artikel 13

Widerruf der Zulassung

(1) Wird gegen ein Versicherungsunternehmen die Eröff-
nung eines Liquidationsverfahrens beschlossen, so wird die
Zulassung des Versicherungsunternehmens gemäß dem Verfah-
ren des Artikels 22 der Richtlinie 73/239/EWG und des Arti-
kels 26 der Richtlinie 79/267/EWG widerrufen, soweit sie
nicht für die Zwecke von Absatz 2 erforderlich ist und sofern
die Zulassung nicht bereits zuvor widerrufen wurde.

(2) Der Widerruf der Zulassung gemäß Absatz 1 steht dem
nicht entgegen, dass bestimmte Geschäfte des Versicherungs-
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unternehmens vom Liquidator und etwaigen anderen, von den
zuständigen Behörden beauftragten Personen weiterbetrieben
werden, soweit dies für die Zwecke der Liquidation erforderlich
oder angezeigt ist. Der Herkunftsmitgliedstaat kann vorsehen,
dass diese Geschäfte mit Zustimmung und unter Aufsicht der
Aufsichtsbehörden des Herkunftsmitgliedstaats weiter betrieben
werden.

Artikel 14

Öffentliche Bekanntmachung

(1) Die zuständige Behörde, der Liquidator oder jede andere
von der zuständigen Behörde zu diesem Zweck benannte Per-
son veranlasst die Bekanntmachung der Entscheidung zur
Eröffnung des Liquidationsverfahrens entsprechend den Bestim-
mungen des Herkunftsmitgliedstaates für öffentliche Bekannt-
machungen sowie außerdem durch Veröffentlichung eines Aus-
zugs aus der Entscheidung im Amtsblatt der Europäischen
Gemeinschaften. Die Aufsichtsbehörden aller anderen Mitglied-
staaten, die gemäß Artikel 8 Absatz 3 von der Entscheidung
zur Eröffnung des Liquidationsverfahrens unterrichtet worden
sind, können diese Entscheidung in ihrem Hoheitsgebiet in der
Form, die sie für angezeigt halten, bekannt machen.

(2) In der Bekanntmachung der Entscheidung zur Eröffnung
des Liquidationsverfahrens nach Absatz 1 ist ferner anzugeben,
welches die zuständige Behörde des Herkunftsmitgliedstaates
ist, welches Recht maßgeblich ist und welcher Liquidator
bestellt wurde. Die Bekanntmachung erfolgt in der Amtsspra-
che oder in einer der Amtssprachen des Mitgliedstaates, in dem
sie veröffentlicht wird.

Artikel 15

Unterrichtung der bekannten Gläubiger

(1) Wenn ein Liquidationsverfahren eröffnet wird, unterrich-
ten die zuständigen Behörden des Herkunftsmitgliedstaats, der
Liquidator oder jede andere von den zuständigen Behörden zu
diesem Zweck benannte Person davon unverzüglich schriftlich
und einzeln jeden bekannten Gläubiger, der seinen gewöhnli-
chen Aufenthalt, seinen Wohnsitz oder seinen Sitz in einem
anderen Mitgliedstaat hat.

(2) In der Unterrichtung nach Absatz 1 ist insbesondere
anzugeben, welche Fristen einzuhalten sind, welche Folgen
deren Versäumung hat, welche Stelle oder Behörde für die Ent-
gegennahme der Anmeldung einer Forderung bzw. der Erläute-
rung einer Forderung zuständig ist und welche weiteren Maß-
nahmen vorgeschrieben sind. In dieser Unterrichtung ist auch
anzugeben, ob die bevorrechtigten oder dinglich gesicherten
Gläubiger ihre Forderungen anmelden müssen. Im Falle von
Versicherungsforderungen enthält die Unterrichtung des wei-
teren Angaben zu den allgemeinen Wirkungen des Liquidati-
onsverfahrens auf die Versicherungsverträge; insbesondere gibt
sie den Zeitpunkt an, ab dem Versicherungsverträge oder
-geschäfte keine Rechtswirkung mehr entfalten, und nennt die
Rechte und Pflichten des Versicherten in Bezug auf den betref-
fenden Vertrag bzw. das betreffende Geschäft.

Artikel 16

Recht auf Forderungsanmeldung

(1) Jeder Gläubiger, der seinen gewöhnlichen Aufenthalt, sei-
nen Wohnsitz oder seinen Sitz in einem anderen Mitgliedstaat
als dem Herkunftsmitgliedstaat hat, einschließlich öffentlich-
rechtlicher Stellen in den Mitgliedstaaten, hat das Recht, seine
Forderung anzumelden oder schriftlich zu erläutern.

(2) Die Forderungen aller Gläubiger, die ihren gewöhnlichen
Aufenthalt, ihren Wohnsitz oder ihren Sitz in einem anderen
Mitgliedstaat als dem Herkunftsmitgliedstaat haben, einschließ-
lich der vorstehend genannten Stellen, werden genauso behan-
delt und erhalten denselben Rang wie gleichartige Forderungen,
die von den Gläubigern angemeldet werden könnten, die ihren
gewöhnlichen Aufenthalt, ihren Wohnsitz oder ihren Sitz im
Herkunftsmitgliedstaat haben.

(3) Sofern das Recht des Herkunftsmitgliedstaats nicht etwas
anderes zulässt, übersendet der Gläubiger eine Kopie der etwai-
gen Belege, teilt die Art, den Entstehungszeitpunkt und den
Betrag der Forderung mit und gibt an, ob er für die Forderung
ein Vorrecht, eine dingliche Sicherheit oder einen Eigentums-
vorbehalt geltend macht und welche Vermögenswerte Gegen-
stand seiner Sicherheit sind. Das Versicherungsforderungen
durch Artikel 10 eingeräumte Vorrecht braucht nicht angege-
ben zu werden.

Artikel 17

Sprachen und Formblatt

(1) Die Unterrichtung nach Artikel 15 erfolgt in der Amts-
sprache oder einer der Amtssprachen des Herkunftsmitglied-
staats. Hierfür ist ein Formblatt zu verwenden, das in sämtli-
chen Amtssprachen der Europäischen Union mit den Worten
�Aufforderung zur Anmeldung einer Forderung. Fristen beach-
ten!� oder, wenn das Recht des Herkunftsmitgliedstaats eine
Erläuterung der Forderung vorsieht, mit den Worten �Aufforde-
rung zur Erläuterung einer Forderung. Fristen beachten!� über-
schrieben ist.

Ist jedoch ein bekannter Gläubiger Inhaber einer Versiche-
rungsforderung, so erfolgt die Unterrichtung nach Artikel 15
in der Amtssprache oder einer der Amtssprachen des Mitglied-
staats, in dem der Gläubiger seinen gewöhnlichen Aufenthalt,
seinen Wohnsitz oder seinen Sitz hat.

(2) Jeder Gläubiger, der seinen gewöhnlichen Aufenthalt, sei-
nen Wohnsitz oder seinen Sitz in einem anderen Mitgliedstaat
als dem Herkunftsmitgliedstaat hat, kann seine Forderung in
der Amtssprache oder einer der Amtssprachen dieses anderen
Mitgliedstaates anmelden oder erläutern. In diesem Fall muss
die Anmeldung bzw. die Erläuterung jedoch die Überschrift
�Anmeldung einer Forderung� bzw. �Erläuterung einer Forde-
rung� in der Amtssprache oder einer der Amtssprachen des
Herkunftsmitgliedstaats tragen.
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Artikel 18

Regelmäßige Unterrichtung der Gläubiger

(1) Die Liquidatoren unterrichten die Gläubiger regelmäßig
in geeigneter Form, insbesondere über den Fortgang der Liqui-
dation.

(2) Die Aufsichtsbehörden der Mitgliedstaaten können von
den Aufsichtsbehörden des Herkunftsmitgliedstaates Informa-
tionen über den Verlauf des Liquidationsverfahrens verlangen.

TITEL IV

GEMEINSAME VORSCHRIFTEN FÜR
SANIERUNGSMASSNAHMEN

Artikel 19

Wirkungen auf bestimmte Verträge und Rechte

Abweichend von den Artikeln 4 und 9 gelten für die Wirkun-
gen der Einleitung einer Sanierungsmaßnahme oder der Eröff-
nung eines Liquidationsverfahrens auf die nachstehend genann-
ten Verträge und Rechte folgende Bestimmungen:

a) für Arbeitsverträge und Arbeitsverhältnisse ist ausschließ-
lich das Recht des Mitgliedstaats maßgeblich, das auf den
Arbeitsvertrag oder das Arbeitsverhältnis anzuwenden ist;

b) für einen Vertrag, der zur Nutzung oder zum Erwerb eines
unbeweglichen Gegenstands berechtigt, ist ausschließlich
das Recht des Mitgliedstaats maßgeblich, in dessen Gebiet
dieser Gegenstand belegen ist;

c) für Rechte des Versicherungsunternehmens an einem unbe-
weglichen Gegenstand, einem Schiff oder einem Luftfahr-
zeug, die der Eintragung in ein öffentliches Register unter-
liegen, ist das Recht des Mitgliedstaats maßgeblich, unter
dessen Aufsicht das Register geführt wird.

Artikel 20

Dingliche Rechte Dritter

(1) Das dingliche Recht eines Gläubigers oder eines Dritten
an körperlichen oder unkörperlichen, beweglichen oder unbe-
weglichen Gegenständen des Versicherungsunternehmens �
sowohl an bestimmten Gegenständen als auch an einer Mehr-
heit von nicht bestimmten Gegenständen mit wechselnder
Zusammensetzung �, die sich zum Zeitpunkt der Einleitung
von Sanierungsmaßnahmen bzw. der Eröffnung des Liquidati-
onsverfahrens im Gebiet eines anderen Mitgliedstaates befin-
den, wird von der Einleitung von Sanierungsmaßnahmen bzw.
der Verfahrenseröffnung nicht berührt.

(2) Rechte im Sinne von Absatz 1 sind insbesondere

a) das Recht, den Gegenstand zu verwerten oder verwerten
zu lassen und aus dem Erlös oder den Nutzungen dieses
Gegenstands befriedigt zu werden, insbesondere aufgrund
eines Pfandrechts oder einer Hypothek;

b) das ausschließliche Recht, eine Forderung einzuziehen, ins-
besondere aufgrund eines Pfandrechts an einer Forderung
oder aufgrund einer Sicherungsabtretung dieser Forderung;

c) das Recht, die Herausgabe des Gegenstands von jedermann
zu verlangen, der diesen gegen den Willen des Berechtigten
besitzt oder nutzt;

d) das dingliche Recht, die Früchte eines Gegenstands zu zie-
hen.

(3) Das in einem öffentlichen Register eingetragene und
gegen jedermann wirksame Recht, ein dingliches Recht im
Sinne von Absatz 1 zu erlangen, wird einem dinglichen Recht
gleichgestellt.

(4) Absatz 1 steht der Geltendmachung der Nichtigkeit,
Anfechtbarkeit oder relativen Unwirksamkeit einer Rechtshand-
lung nach Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe l nicht entgegen.

Artikel 21

Eigentumsvorbehalt

(1) Die Einleitung von Sanierungsmaßnahmen bzw. die
Eröffnung eines Liquidationsverfahrens in Bezug auf ein Ver-
sicherungsunternehmen als Käufer einer Sache lässt die Rechte
des Verkäufers aus einem Eigentumsvorbehalt unberührt, wenn
sich diese Sache zum Zeitpunkt der Einleitung der Sanierungs-
maßnahmen bzw. der Verfahrenseröffnung im Gebiet eines
anderen Mitgliedstaates als des Staates befindet, in dem die
Sanierungsmaßnahmen eingeleitet werden bzw. das Verfahren
eröffnet wird.

(2) Die Einleitung von Sanierungsmaßnahmen bzw. die
Eröffnung eines Liquidationsverfahrens in Bezug auf ein Ver-
sicherungsunternehmen als Verkäufer einer Sache rechtfertigt,
wenn deren Lieferung bereits erfolgt ist, nicht die Auflösung
oder Beendigung des Kaufvertrags und steht dem Eigentums-
erwerb des Käufers nicht entgegen, wenn sich diese Sache zum
Zeitpunkt der Einleitung der Sanierungsmaßnahmen bzw. der
Verfahrenseröffnung im Gebiet eines anderen Mitgliedstaates
als des Staates befindet, in dem die Sanierungsmaßnahmen ein-
geleitet werden bzw. das Verfahren eröffnet wird.

(3) Die Absätze 1 und 2 stehen der Geltendmachung der
Nichtigkeit, Anfechtbarkeit oder relativen Unwirksamkeit einer
Rechtshandlung nach Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe l nicht ent-
gegen.
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Artikel 22

Aufrechnung

(1) Das Recht eines Gläubigers, mit seiner Forderung gegen
eine Forderung des Versicherungsunternehmens aufzurechnen,
wird von der Einleitung von Sanierungsmaßnahmen bzw. der
Eröffnung des Liquidationsverfahrens nicht berührt, wenn diese
Aufrechnung nach dem für die Forderung des Versicherungs-
unternehmens maßgeblichen Recht zulässig ist.

(2) Absatz 1 steht der Geltendmachung der Nichtigkeit,
Anfechtbarkeit oder relativen Unwirksamkeit einer Rechtshand-
lung nach Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe l nicht entgegen.

Artikel 23

Geregelte Märkte

(1) Für die Wirkungen einer Sanierungsmaßnahme oder der
Eröffnung eines Liquidationsverfahrens auf die Rechte und
Pflichten der Teilnehmer an einem geregelten Markt ist unbe-
schadet des Artikels 20 ausschließlich das Recht maßgeblich,
das für den betreffenden Markt gilt.

(2) Absatz 1 steht der Geltendmachung der Nichtigkeit,
Anfechtbarkeit oder relativen Unwirksamkeit nach Artikel 9
Absatz 2 Buchstabe l von Zahlungen oder Transaktionen
gemäß dem für den betreffenden Markt geltenden Recht nicht
entgegen.

Artikel 24

Benachteiligende Rechtshandlungen

Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe l findet keine Anwendung, wenn
eine Person, die durch eine die Gesamtheit der Gläubiger
benachteiligende Rechtshandlung begünstigt wurde, nachweist,
dass

a) für diese Rechtshandlung das Recht eines anderen Mitglied-
staats als des Herkunftsmitgliedstaats maßgeblich ist und

b) diese Rechtshandlung im vorliegenden Fall in keiner Weise
nach diesem Recht angreifbar ist.

Artikel 25

Schutz des Dritterwerbers

Verfügt das Versicherungsunternehmen durch eine nach der
Einleitung einer Sanierungsmaßnahme oder der Eröffnung des
Liquidationsverfahrens vorgenommene Rechtshandlung gegen
Entgelt über

a) einen unbeweglichen Gegenstand,

b) ein Schiff oder ein Luftfahrzeug, das der Eintragung in ein
öffentliches Register unterliegt, oder

c) Wertpapiere oder andere Geld- und Kapitalmarktpapiere,
deren Existenz oder Übertragung die Eintragung in ein
gesetzlich vorgeschriebenes Register oder Konto voraus-
setzt oder die in einer dem Recht eines Mitgliedstaates
unterliegenden zentralen Verwahrstelle verwahrt werden,

so richtet sich die Wirksamkeit dieser Rechtshandlung nach
dem Recht des Mitgliedstaates, in dessen Gebiet dieser unbe-
wegliche Gegenstand belegen ist oder unter dessen Aufsicht
das Register, das Konto oder die Verwahrstelle steht.

Artikel 26

Anhängige Rechtsstreitigkeiten

Für die Wirkungen der Sanierungsmaßnahme oder des Liquida-
tionsverfahrens auf einen anhängigen Rechtsstreit über einen
Vermögensgegenstand oder ein Recht der Masse ist ausschließ-
lich das Recht des Mitgliedstaats maßgeblich, in dem der
Rechtsstreit anhängig ist.

Artikel 27

Verwalter und Liquidatoren

(1) Die Bestellung eines Verwalters oder Liquidators wird
durch eine beglaubigte Abschrift des Originals der Entschei-
dung, durch die er bestellt worden ist, oder durch eine andere
von den zuständigen Behörden des Herkunftsmitgliedstaats aus-
gestellte Bescheinigung nachgewiesen.

Es kann eine Übersetzung in die Amtssprache oder eine der
Amtssprachen des Mitgliedstaats, in dessen Gebiet der Verwal-
ter oder der Liquidator tätig werden will, verlangt werden. Eine
Legalisation oder eine entsprechende andere Förmlichkeit wird
nicht verlangt.

(2) Die Verwalter und Liquidatoren können im Hoheits-
gebiet aller Mitgliedstaaten sämtliche Befugnisse ausüben, die
ihnen im Hoheitsgebiet des Herkunftsmitgliedstaats zustehen.
Personen, deren Aufgabe es ist, Verwalter und Liquidatoren zu
unterstützen und gegebenenfalls zu vertreten, können im Ver-
lauf der Sanierungsmaßnahme oder des Liquidationsverfahrens
nach dem Recht des Herkunftsmitgliedstaats bestellt werden,
und zwar insbesondere in den Aufnahmemitgliedstaaten und
vor allem zur leichteren Beseitigung etwaiger Schwierigkeiten,
auf die die Gläubiger des Aufnahmemitgliedstaats stoßen.

(3) Bei der Ausübung seiner Befugnisse gemäß dem Recht
des Herkunftsmitgliedstaats beachtet der Verwalter oder der
Liquidator das Recht der Mitgliedstaaten, in deren Gebiet er
tätig werden will; dies gilt insbesondere für die Verfahren zur
Verwertung von Vermögensgegenständen und zur Unterrich-
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tung der Arbeitnehmer. Diese Befugnisse dürfen nicht die
Anwendung von Zwangsmitteln oder das Recht einschließen,
über Rechtsstreitigkeiten oder andere Auseinandersetzungen zu
befinden.

Artikel 28

Eintragung in öffentliche Register

(1) Auf Antrag des Verwalters, des Liquidators oder jeder
anderen im Herkunftsmitgliedstaat hierzu befugten Behörde
oder Person ist eine Sanierungsmaßnahme oder die Eröffnung
eines Liquidationsverfahrens in das Grundbuch, das Handels-
register und alle sonstigen öffentlichen Register in den übrigen
Mitgliedstaaten einzutragen.

Sieht ein Mitgliedstaat jedoch die obligatorische Eintragung
vor, hat die in Unterabsatz 1 genannte Behörde oder Person
die für diese Eintragung erforderlichen Maßnahmen zu treffen.

(2) Die Kosten der Eintragung gelten als Kosten und Aus-
lagen des Verfahrens.

Artikel 29

Berufsgeheimnis

Alle Personen, die im Rahmen der in den Artikeln 5, 8 und 30
vorgesehenen Unterrichtungsverfahren zur Entgegennahme
oder Erteilung von Informationen verpflichtet sind, unterliegen
dem Berufsgeheimnis in derselben Weise, wie in Artikel 16
der Richtlinie 92/49/EWG und Artikel 15 der Richtlinie
92/96/EWG vorgesehen; hiervon ausgenommen sind die
Gerichte, auf die die geltenden nationalen Bestimmungen
Anwendung finden.

Artikel 30

Zweigniederlassungen von Versicherungsunternehmen aus
Drittländern

(1) Ungeachtet der Definitionen in Artikel 2 Buchstaben e, f
und g und für die Zwecke der Anwendung dieser Richtlinie
auf Sanierungsmaßnahmen und Liquidationsverfahren, die eine
in einem Mitgliedstaat bestehende Zweigniederlassung eines
Versicherungsunternehmens mit Sitz außerhalb der Gemein-
schaft betreffen,

a) bezeichnet der Ausdruck �Herkunftsmitgliedstaat� den Mit-
gliedstaat, in dem der Zweigniederlassung die Zulassung
gemäß Artikel 23 der Richtlinie 73/239/EWG und Artikel
27 der Richtlinie 79/267/EWG erteilt wurde und

b) bezeichnen die Ausdrücke �Aufsichtsbehörden� und �zu-
ständige Behörden� die entsprechenden Behörden des Mit-
gliedstaats, in dem die Zweigniederlassung zugelassen
wurde.

(2) Hat ein Versicherungsunternehmen mit Sitz außerhalb
der Gemeinschaft Zweigniederlassungen in mehr als einem
Mitgliedstaat, so wird jede Zweigniederlassung bei der Anwen-
dung dieser Richtlinie als unabhängiges Unternehmen behan-
delt. Die zuständigen Behörden und die Aufsichtsbehörden der
betroffenen Mitgliedstaaten bemühen sich um ein abgestimm-
tes Vorgehen. Die gegebenenfalls bestellten Verwalter oder
Liquidatoren bemühen sich ebenfalls um eine Abstimmung
ihres Vorgehens.

Artikel 31

Umsetzung der Richtlinie

(1) Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen Rechts- und
Verwaltungsvorschriften in Kraft, um dieser Richtlinie vor dem
20. April 2003 nachzukommen. Sie setzen die Kommission
unverzüglich davon in Kenntnis.

Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen, nehmen
sie in den Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der
amtlichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mit-
gliedstaaten regeln die Einzelheiten der Bezugnahme.

(2) Die gemäß dieser Richtlinie erlassenen einzelstaatlichen
Bestimmungen gelten nur für Sanierungsmaßnahmen oder
Liquidationsverfahren, die nach dem in Absatz 1 genannten
Zeitpunkt ergriffen bzw. eröffnet worden sind. Auf die vor die-
sem Zeitpunkt ergriffenen Sanierungsmaßnahmen bzw. eröff-
neten Liquidationsverfahren findet weiterhin das Recht Anwen-
dung, das zum Zeitpunkt der Ergreifung der Maßnahmen bzw.
der Verfahrenseröffnung für sie maßgeblich war.

(3) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut
der wichtigsten innerstaatlichen Rechtsvorschriften mit, die sie
auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen.

Artikel 32

Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amts-
blatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Artikel 33

Adressaten

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichet.

Geschehen zu Brüssel am 19. März 2001.

Im Namen des
Europäischen Parlaments

Die Präsidentin
N. FONTAINE

Im Namen des Rates

Der Präsident
A. LINDH
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ANHANG

BESONDERES VERZEICHNIS NACH ARTIKEL 10 ABSATZ 3

1. Versicherungsunternehmen müssen an ihrem Sitz ein besonderes Verzeichnis der Vermögenswerte zur Deckung der
gemäß den Rechtsvorschriften des Herkunftsmitgliedstaats errechneten und angelegten versicherungstechnischen
Rückstellungen führen.

2. Betreibt das Versicherungsunternehmen gleichzeitig Tätigkeiten der Schadenversicherung und Tätigkeiten der
Lebensversicherung, so hat es an seinem Sitz für jede dieser Tätigkeiten ein getrenntes Vermögensverzeichnis zu
führen. Gestattet es jedoch ein Mitgliedstaat Versicherungsunternehmen, Tätigkeiten der Lebensversicherung zu
betreiben und zugleich die in Anhang A Nummern 1 und 2 der Richtlinie 73/239/EWG genannten Risiken zu
decken, so kann er vorsehen, dass diese Versicherungsunternehmen ein einziges Vermögensverzeichnis für alle ihre
Tätigkeiten führen müssen.

3. Die Summe der eingetragenen und nach den Rechtsvorschriften des Herkunftsmitgliedstaates bewerteten Ver-
mögenswerte muss jederzeit mindestens dem Betrag der versicherungstechnischen Rückstellungen entsprechen.

4. Ist ein eingetragener Vermögenswert mit einem dinglichen Recht zugunsten eines Gläubigers oder eines Dritten
belastet, mit der Folge, dass ein Teil dieses Vermögenswerts nicht für die Erfüllung von Verpflichtungen zur Ver-
fügung steht, so wird dieser Sachverhalt im Vermögensverzeichnis erwähnt und der nicht zur Verfügung stehende
Betrag bei der in Nummer 3 genannten Summe nicht berücksichtigt.

5. Ist ein zur Deckung der versicherungstechnischen Rückstellungen verwendeter Vermögenswert mit einem ding-
lichen Recht zugunsten eines Gläubigers oder eines Dritten belastet, ohne dass die Voraussetzungen gemäß Num-
mer 4 erfüllt sind, oder ist ein solcher Vermögenswert Gegenstand eines Eigentumsvorbehalts eines Gläubigers oder
eines Dritten oder hat ein Gläubiger das Recht, mit seiner Forderung gegen eine Forderung des Versicherungsunter-
nehmens aufzurechnen, so richtet sich im Falle einer Liquidation des Versicherungsunternehmens die Behandlung
dieser Vermögenswerte hinsichtlich der in Artikel 10 Absatz 1 Buchstabe a vorgesehenen Methode nach dem Recht
des Herkunftsmitgliedstaats, sofern nicht Artikel 20, 21 oder 22 auf den betreffenden Vermögenswert Anwendung
findet.

6. Die Zusammensetzung der Vermögenswerte, die zum Zeitpunkt der Eröffnung des Liquidationsverfahrens in dem
Verzeichnis gemäß den Nummern 1 bis 5 eingetragen sind, kann nicht mehr geändert werden, und es darf, abge-
sehen von der Korrektur rein technischer Irrtümer, an den Vermögensverzeichnissen ohne Genehmigung der
zuständigen Behörde keine Änderung vorgenommen werden.

7. Ungeachtet der Nummer 6 müssen die Liquidatoren den genannten Vermögenswerten deren Finanzerträge, die im
Zeitraum zwischen der Eröffnung des Liquidationsverfahrens und der Begleichung der Versicherungsforderungen
oder gegebenenfalls bis zur Übertragung des Vermögensbestandes angefallen sind, sowie den Betrag der in Bezug
auf die betreffende Tätigkeit während dieses Zeitraums eingezogenen Nettoprämien hinzufügen.

8. Ist der Erlös aus der Verwertung der Vermögenswerte niedriger als ihre Bewertung in den Vermögensverzeichnissen,
so müssen die Liquidatoren dies gegenüber den zuständigen Behörden des Herkunftsmitgliedstaats rechtfertigen.

9. Die Aufsichtsbehörden der Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, um die vollständige Einhaltung
der Bestimmungen dieses Anhangs durch die Versicherungsunternehmen sicherzustellen.
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